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Umsatzsteuerrechtliche Organschaft: Anforderungen a n organisa-
torische Eingliederung  
 
1. Die organisatorische Eingliederung einer GmbH im  Rahmen ei-
ner Organschaft (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG) kann sich d araus erge-
ben, dass der Geschäftsführer der GmbH leitender Mi tarbeiter 
des Organträgers ist, der Organträger über ein umfa ssendes 
Weisungsrecht gegenüber der Geschäftsführung der Gm bH verfügt 
und zur Bestellung und Abberufung des GmbH-Geschäft sführers 
berechtigt ist. 
 
2. Offen bleibt, ob an der bisherigen Rechtsprechun g festzu-
halten ist, nach der es für die organisatorische Ei ngliederung 
ausreicht, dass bei der Organgesellschaft eine vom Willen des 
Organträgers abweichende Willensbildung ausgeschlos sen ist. 
 
 
UStG 1993/1999 § 2 Abs. 2 Nr. 2 
Richtlinie 77/388/EWG Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 
 
Urteil vom 7. Juli 2011     V R 53/10 
 
Vorinstanz: FG Sachsen-Anhalt vom 27. Januar 2010  3 K 361/03 
(EFG 2011, 586) 
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G r ü n d e  

 

I. 

Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin), eine  GmbH, 

wurde am 21. Juli 1997 von der M-GmbH und RH gegrün det. Die 

M-GmbH war zu 51 v.H. und RH zu 49 v.H. beteiligt. Die Stimm-

rechte entsprachen den Beteiligungsverhältnissen. A lleiniger 

Geschäftsführer der Klägerin war RH; Geschäftsführe r der 

M-GmbH waren BF und HH. 

 

Nach dem Gesellschaftsvertrag der Klägerin wurden G esellschaf-

terbeschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst . Bestel-

lung, Abberufung und Entlastung von Geschäftsführer n sowie der 

Abschluss, die Änderung und die Aufhebung von Anste llungsver-

trägen mit der Geschäftsführung bedurften der Zusti mmung der 

beiden Gründungsgesellschafter. 

 

Am Tag ihrer Gründung schloss die Klägerin mit der M-GmbH ei-

nen Gewinnabführungsvertrag ab, der in einer Gesell schafter-

versammlung der Klägerin am 8. August 1997 bestätig t und nota-

riell beurkundet wurde. Nach dem unter Bezugnahme a uf das Ak-

tiengesetz abgeschlossenen Vertrag hatte die Kläger in einen 

pauschalen Gewinnanteil an die M-GmbH abzuführen, d ie sich ih-

rerseits zu einer Verlustübernahme verpflichtete. D arüber hin-

aus verpflichtete sich die Klägerin, ihre Geschäfte  nach den 

Weisungen der M-GmbH zu führen. 

 

Am 28. November 1997 vereinbarten die Klägerin und die M-GmbH 

eine "einheitliche Gestaltungsrichtlinie" ("Konzern richtli-

nien") insbesondere für den Wareneinkauf nach Rahme nverträgen. 

Am 1. Dezember 1997 verpflichtete sich die Klägerin , der 

M-GmbH wöchentlich den nach Handel und Service getr ennten Um-

satz, den Wareneinkauf und die Kontostände zu melde n. 
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Nach einer am 16. Dezember 1997 vereinbarten Geschä ftsordnung 

bedurften insbesondere der Erwerb und die Veräußeru ng von An-

lagevermögen von mehr als 10.000 DM sowie der Absch luss, die 

Änderung und die Beendigung von Anstellungsverträge n mit einer 

Kündigungsfrist von mehr als 1 Jahr oder einem Jahr esgehalt 

von mehr als 75.000 DM der Zustimmung der Gesellsch afterver-

sammlung der Klägerin. 

 

Am 9. Januar 1998 wurde RH zum Prokuristen der M-Gm bH be-

stellt. Am 29. April 1999 warf die M-GmbH der Kläge rin vor, 

Einkaufsverträge vor Abschluss der Zentralverhandlu ngen abge-

schlossen zu haben, und mahnte die Zahlung von "Man agementver-

gütungen" für Leistungen der M-GmbH an die Klägerin  an. 

 

Die Klägerin ging zunächst davon aus, dass sie umsa tzsteuer-

rechtlich Organgesellschaft der M-GmbH sei. Die Org anschaft 

endete unstreitig zum 30. Juni 1999. Demgegenüber g ing der Be-

klagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--)  in den Um-

satzsteuerbescheiden für die Streitjahre 1997 und 1 998 vom 

19. April 2000 und für das Streitjahr 1999 vom 27. Juli 2000 

davon aus, dass von Anfang an keine Organschaft bes tanden 

habe. Einspruch und Klage hatten keinen Erfolg. 

 

Das Finanzgericht (FG) bestätigte das FA. Es fehle an der für 

die Organschaft erforderlichen organisatorischen Ei ngliede-

rung. Hierfür reichten weder Weisungsrechte der M-G mbH noch 

Berichtspflichten noch eine Geschäftsordnung aus, d a der Mehr-

heitsgesellschafter ein Letztentscheidungsrecht nic ht verwirk-

lichen könne, wenn einziger Geschäftsführer der Org angesell-

schaft der Minderheitsgesellschafter sei. Hieran ha be sich 

auch durch die Prokuraerteilung für RH bei der M-Gm bH nichts 

geändert, da die Geschäftsführerstellung des RH bei  der Kläge-
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rin nicht auf seiner Stellung als Prokurist bei der  M-GmbH be-

ruht habe. Es habe eine "Pattsituation" zwischen de n beiden 

Gesellschaftern der Klägerin bestanden, da die M-Gm bH, selbst 

wenn sie RH als Geschäftsführer der Klägerin zumind est aus 

wichtigem Grund hätte abberufen können, einen neuen  Geschäfts-

führer nur mit dessen Zustimmung habe bestellen kön nen. 

 

Das Urteil des FG ist in Entscheidungen der Finanzg erichte 

2011, 586 veröffentlicht. 

 

Ihre Revision stützt die Klägerin auf die Verletzun g materiel-

len und formellen Rechts. Sie sei Organgesellschaft  der M-GmbH 

gewesen, da sie in diese auch organisatorisch einge gliedert 

sei. Hierfür komme es nicht zwingend auf eine volls tändige 

Personenidentität der Vertretungsorgane an. Ihr Ges chäftsfüh-

rer RH sei Prokurist der M-GmbH gewesen. Es sei nur  theore-

tisch möglich gewesen, dass RH seinen Interessen al s Minder-

heitsgesellschafter Vorrang vor dem Willen des Orga nträgers 

einräumen konnte. Eine vom Willen des Organträgers abweichende 

Willensbildung sei auch durch die "Gestaltung der B eziehungen" 

verhindert worden. So sei der M-GmbH ein umfangreic hes Infor-

mationsrecht eingeräumt worden. Sie sei teils zur w öchentli-

chen, teils sogar zur täglichen Berichterstattung v erpflichtet 

gewesen und sei dem auch nachgekommen. Darüber hina us habe zu-

gunsten der M-GmbH ein vertraglich vereinbartes Wei sungsrecht 

bestanden. Die organisatorische Eingliederung sei r echtlich 

abgesichert und betriebswirtschaftlich durchsetzbar  gewesen, 

wie sich aus dem Gewinnabführungsvertrag, den Gesta ltungs- und 

Konzernrichtlinien, den zugunsten ihrer Gesellschaf terversamm-

lung bestehenden Zustimmungsvorbehalten und der Ges chäftsord-

nung ergebe. RH habe als Geschäftsführer zumindest aus wichti-

gem Grund abberufen werden können. Es habe eine für  die orga-

nisatorische Eingliederung ausreichende "Pattsituat ion" be-
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standen. Das FG habe schließlich gegen den klaren I nhalt der 

Akten verstoßen, da sich aus ihrem Klagevortrag erg eben habe, 

"in welchem Umfang die Klägerin und der Organträger  organisa-

torische Maßnahmen zur Verhinderung einer abweichen den Wil-

lensbildung getroffen haben" und das FG sich bei se iner Beur-

teilung "auf einen verzerrten Sachverhalt, der von den tat-

sächlichen Gegebenheiten abweicht", gestützt habe. 

 

Die Klägerin beantragt, 

die Umsatzsteuerbescheide 1997 und 1998 vom 19. Apr il 2000 

in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 10. Febru ar 2003 

aufzuheben und den Umsatzsteuerbescheid 1999 vom 27 . Juli 

2000 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 10. Februar 

2003 dahingehend zu ändern, dass die Umsatzsteuer a uf 

40.648,88 € herabgesetzt wird. 

 

Das FA beantragt, 

 die Revision zurückzuweisen. 

 

Das FG habe die Organschaft zu Recht verneint. Die gegenüber 

einem Prokuristen bestehende Weisungsbefugnis reich e zur Be-

gründung der organisatorischen Eingliederung nicht aus. Diese 

folge auch nicht aus der Geschäftsordnung, die für den Ge-

schäftsführer "weite Spielräume" gelassen habe. 

 

II. 

Die Revision der Klägerin ist unbegründet und war d aher zu-

rückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnun g --FGO--). 

Wie das FG im Ergebnis zu Recht entschieden hat, is t die Klä-

gerin mangels organisatorischer Eingliederung nicht  Organge-

sellschaft ihres Mehrheitsgesellschafters. 

 

1. Nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 des Umsatzsteuergesetzes ( UStG) wird 
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die gewerbliche oder berufliche Tätigkeit nicht sel bständig 

ausgeübt, wenn eine juristische Person nach dem Ges amtbild der 

tatsächlichen Verhältnisse finanziell, wirtschaftli ch und or-

ganisatorisch in das Unternehmen eines anderen Unte rnehmers 

eingegliedert ist (Organschaft). 

 

Unionsrechtlich beruht diese Vorschrift auf Art. 4 Abs. 4 

Unterabs. 2 der Sechsten Richtlinie des Rates vom 1 7. Mai 1977 

zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgl iedstaaten 

über die Umsatzsteuern 77/388/EWG. Danach können di e Mitglied-

staaten im Inland ansässige Personen, die zwar rech tlich unab-

hängig, jedoch durch gegenseitige finanzielle, wirt schaftliche 

und organisatorische Beziehungen eng miteinander ve rbunden 

sind, zusammen als einen Steuerpflichtigen behandel n. 

 

Die Ausübung der Ermächtigung, "Personen ... als ei nen Steuer-

pflichtigen zu behandeln", führt zu einer "Verschme lzung zu 

einem einzigen Steuerpflichtigen[, die] es ausschli eßt, dass 

die untergeordneten Personen weiterhin getrennt Meh rwertsteu-

ererklärungen abgeben und innerhalb und außerhalb i hres Kon-

zerns weiter als Steuerpflichtige angesehen werden,  da nur der 

einzige Steuerpflichtige befugt ist, diese Erklärun gen ab-

zugeben" (Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union vom 

22. Mai 2008 C-162/07, Ampliscientifica und Amplifi n, Slg. 

2008, I-4019 Rdnr. 19). Dementsprechend setzt die n ach § 2 

Abs. 2 Nr. 2 UStG erforderliche Eingliederung in ei n anderes 

Unternehmen ein Verhältnis der Über- und Unterordnu ng zwischen 

einer Organgesellschaft als "untergeordneter Person " und dem 

sog. Organträger voraus (Urteile des Bundesfinanzho fs --BFH-- 

vom 18. Dezember 1996 XI R 25/94, BFHE 182, 392, BS tBl II 

1997, 441, unter II.1.; vom 19. Mai 2005 V R 31/03,  BFHE 210, 

167, BStBl II 2005, 671, unter II.2.a aa; vom 3. Ap ril 2008 

V R 76/05, BFHE 221, 443, BStBl II 2008, 905, unter  II.1., und 
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vom 22. April 2010 V R 9/09, BFHE 229, 433, BFH/NV 2010, 1581, 

unter II.3.b aa). 

 

2. Die Eingliederungsvoraussetzungen des § 2 Abs. 2  Nr. 2 UStG 

dienen der Feststellung, ob das für die Organschaft  erforder-

liche Über- und Unterordnungsverhältnis vorliegt, d as zur Ver-

schmelzung zu nur einem einzigen Steuerpflichtigen führt. 

 

a) Finanziell muss der Organträger in der Weise an der Organ-

gesellschaft beteiligt sein, dass er seinen Willen durch Mehr-

heitsbeschluss in der Gesellschafterversammlung dur chsetzen 

kann (BFH-Urteile vom 22. November 2001 V R 50/00, BFHE 197, 

319, BStBl II 2002, 167, unter II.1.a; in BFHE 210,  167, BStBl 

II 2005, 671, unter II.2.a dd; vom 30. April 2009 V  R 3/08, 

BFHE 226, 144, BFH/NV 2009, 1734, unter II.2.b aa; in BFHE 

229, 433, BFH/NV 2010, 1581, unter II.2., und vom 1 . Dezember 

2010 XI R 43/08, BFHE 232, 550, BStBl II 2011, 600,  unter 

II.2.). 

 

b) Die organisatorische Eingliederung setzt voraus,  dass der 

Organträger die mit der finanziellen Eingliederung verbundene 

Möglichkeit der Beherrschung der Tochtergesellschaf t in der 

laufenden Geschäftsführung wahrnimmt, wobei er die Organge-

sellschaft durch die Art und Weise der Geschäftsfüh rung be-

herrschen muss (vgl. z.B. BFH-Urteile vom 5. Dezemb er 2007 

V R 26/06, BFHE 219, 463, BStBl II 2008, 451, unter  II.2.; vom 

14. Februar 2008 V R 12, 13/06, BFH/NV 2008, 1365, unter 

II.2.f aa; in BFHE 221, 443, BStBl II 2008, 905, un ter II.3.b, 

und die bisherige Rechtsprechung zusammenfassend vo m 

28. Oktober 2010 V R 7/10, BFHE 231, 356, BStBl II 2011, 391, 

unter II.2., m.w.N.). 

 

c) Für die wirtschaftliche Eingliederung i.S. von §  2 Abs. 2 
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Nr. 2 UStG müssen die Unternehmensbereiche von Orga nträger und 

Organgesellschaft miteinander verflochten sein. Dab ei kann die 

wirtschaftliche Eingliederung auf entgeltlichen Lei stungen des 

Mehrheitsgesellschafters (Organträger) gegenüber se iner Toch-

tergesellschaft (Organgesellschaft) beruhen, wenn d iesen für 

das Unternehmen der Organgesellschaft mehr als nur unwesentli-

che (geringfügige) Bedeutung zukommt (vgl. zuletzt BFH-Urteil 

vom 6. Mai 2010 V R 26/09, BFHE 230, 256, BStBl II 2010, 1114, 

unter II.3.b bb (3)). Es ist dann im Regelfall davo n auszuge-

hen, dass der Organträger aufgrund derartiger Leist ungen auf 

die Organgesellschaft Einfluss nehmen kann, für ihn  auch auf-

grund der Möglichkeit zur Beendigung dieser Leistun gsbeziehung 

eine "beherrschende Stellung" besteht (BFH-Urteil v om 

9. September 1993 V R 124/89, BFHE 172, 541, BStBl II 1994, 

129, unter II.1.b) und somit für ihn "besondere Ein wirkungs-

möglichkeiten" vorliegen (BFH-Urteil vom 25. Juni 1 998 

V R 76/97, BFH/NV 1998, 1534, unter II.2.c). 

 

3. Im Streitfall war die Klägerin nur finanziell, n icht aber 

auch organisatorisch in die M-GmbH eingegliedert. 

 

a) Die M-GmbH war nicht in der Lage, die für sie au fgrund ih-

rer Mehrheitsbeteiligung bestehende Beherrschungsmö glichkeit 

in der Geschäftsführung der Klägerin auszuüben. 

 

aa) Die organisatorische Eingliederung besteht zwis chen zwei 

GmbHs insbesondere bei einer Personenidentität in d en Ge-

schäftsführungsorganen der beiden Gesellschaften (B FH-Urteile 

vom 17. Januar 2002 V R 37/00, BFHE 197, 357, BStBl  II 2002, 

373, unter II.1.c bb; in BFHE 219, 463, BStBl II 20 08, 451, 

unter II.3.). Darüber hinaus kann sich die organisa torische 

Eingliederung auch aus einer (teilweisen) personell en Ver-

flechtung über diese Geschäftsführungsorgane ergebe n (BFH-Ur-
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teile in BFHE 197, 357, BStBl II 2002, 373, unter I I.1.c bb; 

in BFHE 221, 443, BStBl II 2008, 905, unter II.3.b) , wenn dem 

Organträger eine Willensdurchsetzung in der Geschäf tsführung 

der Organgesellschaft möglich ist. Sind für die Org an-GmbH 

z.B. mehrere einzelvertretungsberechtigte Geschäfts führer be-

stellt, reicht es aus, dass zumindest einer von ihn en auch Ge-

schäftsführer der Organträger-GmbH ist, der Organtr äger über 

ein umfassendes Weisungsrecht gegenüber der Geschäf tsführung 

der Organ-GmbH verfügt (vgl. § 37 Abs. 2 des Gesetz es betref-

fend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung -- GmbHG--) 

und --anders als in der dem BFH-Urteil in BFHE 219,  463, BStBl 

II 2008, 451 zugrunde liegenden Fallgestaltung-- zu r Bestel-

lung und Abberufung aller Geschäftsführer der Organ -GmbH be-

rechtigt ist (vgl. § 46 Nr. 6 GmbHG). 

 

Diese Voraussetzungen sind im Streitfall nicht erfü llt. Zwi-

schen den Geschäftsführungsorganen der Klägerin, ei ner GmbH, 

und der M-GmbH bestand keine Personalunion, da der einzige Ge-

schäftsführer der Klägerin, RH, nicht auch bei der M-GmbH ge-

schäftsführungsbefugt war. Dass die M-GmbH als Mehr heitsge-

sellschafter in der Gesellschafterversammlung der K lägerin ge-

genüber der Geschäftsführung der Klägerin weisungsb efugt war, 

reicht ohne zusätzliche personelle Verflechtung übe r die Ge-

schäftsführung der Klägerin nicht aus. 

 

bb) Am Fehlen der für die organisatorische Einglied erung er-

forderlichen Beherrschungsmöglichkeit hat sich durc h die Be-

stellung des einzigen Geschäftsführers der Klägerin , RH, zum 

Prokuristen der M-GmbH ab 9. Januar 1998 nichts geä ndert. Zwar 

reicht es für die eine organisatorische Eingliederu ng begrün-

dende personelle Verflechtung aus, dass der oder di e Ge-

schäftsführer der Organgesellschaft leitende Mitarb eiter des 

Organträgers sind (BFH-Urteil vom 20. August 2009 V  R 30/06, 
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BFHE 226, 465, BStBl II 2010, 863, Leitsatz 2). 

 

Die nach dieser Rechtsprechung mögliche Berücksicht igung lei-

tender Mitarbeiter des Organträgers bei der organis atorischen 

Eingliederung beruht jedoch auf der Annahme, dass d er leitende 

Mitarbeiter des Organträgers dessen Weisungen bei d er Ge-

schäftsführung der Organgesellschaft aufgrund eines  zum Organ-

träger bestehenden Anstellungsverhältnisses und ein er sich 

hieraus ergebenden persönlichen Abhängigkeit befolg en wird und 

er bei weisungswidrigem Verhalten vom Organträger a ls Ge-

schäftsführer der Organgesellschaft abberufen werde n kann. 

 

Im Streitfall begründete die Erteilung einer Prokur a bei der 

M-GmbH für RH, den Geschäftsführer der Klägerin, da nach keine 

organisatorische Eingliederung. Denn die M-GmbH kon nte nach 

den besonderen Verhältnissen des Streitfalls ihren Willen ge-

genüber ihrem Prokuristen RH bei der Geschäftsführu ng der Klä-

gerin bereits deshalb nicht durchsetzen, weil RH al s Grün-

dungsgesellschafter der Klägerin nach deren Satzung  --und da-

mit entgegen § 46 Nr. 5 GmbHG-- nicht gegen seinen Willen als 

Geschäftsführer der Klägerin durch Mehrheitsbeschlu ss in der 

Gesellschafterversammlung abberufen werden konnte. Ohne Bedeu-

tung für die organisatorische Eingliederung ist, ob  gemäß § 38 

Abs. 2 GmbHG gleichwohl zumindest eine Abberufung a us wichti-

gem Grund möglich war (vgl. hierzu z.B. Urteil des Bundesge-

richtshofs --BGH-- vom 20. Dezember 1982 II ZR 110/ 82, BGHZ 

86, 177, unter I.1.; zu § 47 Abs. 4 GmbHG vgl. BGH- Urteile vom 

27. April 2009 II ZR 167/07, Neue Juristische Woche nschrift 

--NJW-- 2009, 2300, unter II.3.a, und vom 21. Juni 2010 

II ZR 230/08, NJW 2010, 3027, unter II.1.). Denn di e organisa-

torische Eingliederung setzt die Möglichkeit der Be herrschung 

in der laufenden Geschäftsführung voraus. Dies erfo rdert ein 

uneingeschränktes Abberufungsrecht, das nicht nur b ei Vorlie-
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gen eines wichtigen Grundes besteht. Im Übrigen spr icht auch 

der Umfang der Beteiligung des RH an der Klägerin g egen dessen 

Abhängigkeit vom Mehrheitsgesellschafter. 

 

cc) Es liegen auch keine sonstigen Umstände vor, au s denen 

sich für die M-GmbH eine Möglichkeit zur Willensdur chsetzung 

ergab. 

 

So begründen bereits nach bisheriger Rechtsprechung  weder das 

mit der finanziellen Eingliederung einhergehende We isungsrecht 

durch Gesellschafterbeschluss noch eine vertraglich e Pflicht 

zur regelmäßigen Berichterstattung über die Geschäf tsführung 

die organisatorische Eingliederung (BFH-Urteile in BFHE 221, 

443, BStBl II 2008, 905, unter II.4., und in BFHE 2 31, 356, 

BStBl II 2011, 391, unter II.2.). Dies gilt auch fü r die von 

der Klägerin behauptete Pflicht zur sogar täglichen  Berichter-

stattung. Auch Zustimmungsvorbehalte zugunsten der Gesell-

schafterversammlung z.B. aufgrund einer Geschäftsfü hrungsord-

nung sind als bloße Verpflichtung zur Einholung von  Weisungen 

unbeachtlich (vgl. BFH-Urteile vom 20. Februar 1992  V R 80/85, 

BFH/NV 1993, 133, unter II.a cc, und in BFHE 221, 4 43, BStBl 

II 2008, 905, unter II.4.). Ebenso reicht das bloße  Recht zur 

Bestellung oder Abberufung von Geschäftsführern ohn e weiter 

gehende personelle Verflechtung über das Geschäftsf ührungsor-

gan nicht aus (s. oben II.3.a). 

 

Im Streitfall war die M-GmbH daher auch nicht aufgr und der ihr 

als GmbH-Mehrheitsgesellschafter zustehenden Weisun gsrechte, 

der Berichtspflichten und der darüber hinaus besteh enden Zu-

stimmungsvorbehalte in der Lage, die Geschäftsführu ng der Klä-

gerin zu beherrschen. 

 

b) Der Senat hat im Streitfall nicht zu entscheiden , ob er an 
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seiner bisherigen Rechtsprechung festhält, nach der  sich die 

organisatorische Eingliederung --ohne Möglichkeit z ur Willens-

durchsetzung-- auch daraus ergeben kann, dass eine vom Organ-

träger abweichende Willensbildung in der Organgesel lschaft 

ausgeschlossen ist (vgl. z.B. BFH-Urteile in BFHE 2 19, 463, 

BStBl II 2008, 451, unter II.2.; in BFH/NV 2008, 13 65, unter 

II.2.f aa; in BFHE 221, 443, BStBl II 2008, 905, un ter II.3.b, 

und die bisherige Rechtsprechung zusammenfassend in  BFHE 231, 

356, BStBl II 2011, 391, unter II.2., m.w.N.). 

 

Denn auch nach dieser Rechtsprechung reichten die v on der Klä-

gerin angeführten Rechte zur Erteilung von Weisunge n, zur Be-

stellung und Abberufung von Geschäftsführern sowie die Be-

richtspflichten nicht aus, um eine organisatorische  Eingliede-

rung zu begründen (s. oben II.3.a cc). Aufgrund der  Besonder-

heiten des Streitfalls war RH schließlich trotz sei ner Stel-

lung als Prokurist nicht als leitender Mitarbeiter der M-GmbH 

anzusehen (s. oben II.3.a bb). 

 

c) Auf das Vorliegen der wirtschaftlichen Eingliede rung kam es 

nicht mehr an. 

 

4. Das FG hat nicht gegen den klaren Inhalt der Akt en versto-

ßen. 

 

Nach § 96 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 FGO entscheidet das Gericht 

nach seiner freien, aus dem Gesamtergebnis des Verf ahrens ge-

wonnenen Überzeugung. Zum Gesamtergebnis des Verfah rens gehört 

auch die Auswertung des Inhalts der dem Gericht vor liegenden 

Akten. Ein Verstoß gegen den klaren Inhalt der Akte n liegt 

insbesondere dann vor, wenn das FG eine nach Aktenl age fest-

stehende Tatsache, die richtigerweise in die Beweis würdigung 

hätte einfließen müssen, unberücksichtigt lässt ode r seiner 
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Entscheidung einen Sachverhalt zugrunde legt, der d em proto-

kollierten Vorbringen der Beteiligten nicht entspri cht (vgl. 

BFH-Beschlüsse vom 19. Mai 2000 X B 75/99, BFH/NV 2 000, 1458; 

vom 17. März 2010 X B 95/09, BFH/NV 2010, 1827, und  vom 

22. März 2011 X B 151/10, BFH/NV 2011, 1165). Diese  Vorausset-

zungen liegen nicht vor. 

 

Demgegenüber wird § 96 Abs. 1 Satz 1 FGO nicht verl etzt, wenn 

das FG den ihm vorliegenden Akteninhalt --wie im St reitfall-- 

nicht entsprechend den klägerischen Vorstellungen w ürdigt. In-

soweit handelt es sich um einen materiell-rechtlich en Fehler, 

der im Übrigen im Streitfall nicht vorliegt (s. obe n 3.), 

nicht aber um einen Verfahrensverstoß (vgl. z.B. BF H-Be-

schlüsse vom 12. September 1996 X B 76/96, BFH/NV 1 997, 246; 

vom 24. April 2007 VIII B 251/05, BFH/NV 2007, 1521 , und vom 

23. Juli 2010 IV B 12/09, BFH/NV 2010, 2063). 
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